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FPur das Nachschlagewerk ! Ja
Fur die Fachpresse ! Ja
Fur daie Amtliche Sammlung ! Ja

Gesetz BGB § 134, § 613 a, ZPO a F § 1% HNr. 6, § 253,
§ 265 Abs 2, § 286, § 295 Abs. 1, KSchG 1969
§ 1 Abs. 2 Satz 1, § 4, § 15, BetrVG 1972
§77 Abs. 2 Satz 2, § 87, § 102 Abs. 1,Abs 6, § 106
Abs 2, § 111, § 112, SchwdoG § 12

Leitsatze

1 Verpachtet der kundigende Arbeitgeber seinen Beirieb an B
einen Dritten, so sind Kundigungsschutzklagen gegen zuvor -
ausgesprochene Kundigungen gegen den bisherigen Arbeitgeber
zu richten. :

2. Zur OrdnungsmaBigkeit und Rechtzeitigkeit einer Klag-
erhebung im Kundigungsschutzprozef, wenn in Massenver-
fahren die Klagechriften uberwiegend nur durch eine im,
Matrizenverfahren hergestellte Unterschrift des Prozelw
bevolimachtigten gedeckt sind

3. Vereinbarungen nach § 102 Abs 6 BetrVG, daB Kundigungen
der Zustimmung des Betriebsrats bedurfen, mussen in Form
einer Betriebsvereinbarung abgeschlossen werden Sie be-
durfen also der Unterzeichnung durch Arbeitgeber und Be-
triebsrat auf einer Urkunde

4 Bei vorgesehenen Massenentlassungen aus wirtschaftlichen
Grunden sand diese sowohl dem Grunde nach als auch hin-
sichtlich der einzelnen Kundigungen mindestens auf Wunsch
des Betriebsrats diesem eingehend darzulegen und mit ihm
zu erortern, sofern nicht der Betrieb uberhaupt geschlossen
werden sol)l Im letzteren Fall 18t das weitere Beteili- j:
gungsverfahren nach §§ 106 £ff , §§ 111 £f BetrVG durch-
zufuhren

5 Will der Arbeitgeber rechtswidrigen Arbeitsniederlegungen
seanerseits zunachst nicht mit ArbeitskampfmaBnahmen
oder Kampfkundigungen begegnen, so kann er zwar fur dae
Dauer des Arbeitskampfes die Entgeltzahlung einstellen,
aber nmicht ohne weiteres mit Dauwerwirkung die Arbeits-
verhaltmsse aus betriebsbedingten Grunden kundigen,
solange nicht feststeht, daB infolge des Arbeitskampfes
in Zukunft der gesamte Absatz auf Dauer entfallen wird.
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hat der Erste Senat des Bundessrbeitasgerichts auf Grund
der miindlichen Verhandlung vom 28. November 1977 durch
den Présidenten Professor Dr., Miller, den Vorsitzenden
Richter Professor Dr. Aufferth und Richter Bichler sowie
die ehrenamtlichen Richter Hirschmann und Schwargz fiir
Recht erksnnt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Hemm vom 27.0Oktober 1975
-~ 5 Sa 755/75 = wird zuriickgewiesen.

Die Beklagte trégt die Kosten der Revision.

Von Rechts wegen!
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Tatbestand:

Die urspriinglich 141 Klédger bekimpfen mit der vor-
liegenden Klage fristgemdfe Kiindigungen, die die Beklagte
ihnen gegeniiber am 28. Februar, 20. Mdrz und 27. Marz 1975
ausgesprochen hat. Fiir 14 Kléger ist in der Berufungsin-
stanz die Klage zuriickgenommen bzw. die Hauptsache fiir er-
ledigt erklédrt worden. 72 Klédgern ist im Laufe des Monats
Mdrz 1975 auch fristlos gekiindigt worden. Die gegen die
Wirksamkeit der fristgemdBen Kiindigungen gerichteten
Rechtsstreitigkeiten dieser Klager sind vom Landesarbeits-
gericht ausgesetzt worden bis zur rechtskridftigen Er-
ledigung der gegen die Wirksamkeit der fristlosen Kiindi-

‘gungen angestrengten Prozesse. Von den verbliebenen 55

. *Kldgern haben fiinf in der Revisionsinstanz die Klage zu=

riickgenommen, 15 sind anwaltlich nicht mehr vertreten. 11
Klédger genieBen besonderen Kindigungsschutz, als Wahlvor-
standsmitglieder fiir die im Mirz 1975 im Betrieb der Be-
klagten durchgefiihrten Betriebsratswahl, als Wahlbewerber,
als Betriebsratsmitglieder oder als Schwerbehinderte.

Die Beklagte (Fa. S und Sohne oHG) betreibt in
E ein Zementwerk. Zu Beginn des Jahres 1975 be-
schédftigte sie dort 151 Arbeitnehmer. Im Betriebe der Be-

klagten war ein aus sieben Mitgliedern bestehender Betriebs-~

rat gewdhlt worden. Die Wahl des neuen Betriebsrats fand

an 21. und 24. Mérz 1975 statt. Es bestand ferner ein Wirte

schaftsausschufl,

Imn Jahre 1972 schlofl die Beklagte mit der Mehrzahl
ihrer Arbeitnebmer unter Verwendung entsprechender Ver-
tragsformulare neue schriftliche Arbeitsvertrédge ab. Diese
Arbgjpsjertrﬁge wurden auBer von den Arbeitnehmern und
Vertretern der Geschdftsleitung der Beklagten auch von
einem Vertreter des Betriebsrats unterzeichnet. In Absatz
6 dieser Arbeitsvertrége heiBit.es unter der Uberschrift
i‘“K:olle]:tlv---Regelungen"-

"Fur die Arbeltsbedlngungen gelten die je-
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weiligen Tarifvertridge, Betriebsverein-~
barungen und Arbeitsordnungen der Betriebs-
stédtte, in welcher der Arbeitnehmer einge-
setzt wird. Sie sind fiir beide Teile bin-~
dend und konnen zusammen mit den ein-
schlagigen gesetzlichen Bestimmungen im
Lohnbiro/am schwarzen Brett eingesehen
werden. "
Ferner enthalten die Arbeitsvertrédge unter der Rubrik
"Sonstiges" jeweils den Vermerk: "Eine Arbeitsordnung

wurde als Anlage beigefiigt."

Bei dieser den einzelnen Arbeitsvertrédgen beige-
fiigten Arbeitsordnung handelt es sich um Exemplare eines
vom Hauptvorstand der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-
Keramik herausgegebenen Musters einer Betriebsvereinbarung
zur Regelung der Ordnung des Betriebes und des Verhaltens
der Arbeitnebmer im Betriebe. § 5 dieser Arbeitsordnung ent-
hdlt in seinen Absdtzen 5 bis 8 folgende Regelungen:
"5. Kindigungen bediirfen der Zustimmung des
Betriebsrats. Das gleiche gilt fiir Ver~
einbarung zwecks Beendigung oder aus An-

laB der Beendigung des Arbeitsverhdlt-
nisses. '

6. Die fristgemédfBe Kiindigung erfolgt unter
Beachtung der gesetzlichen und / dder
tariflichen Kindigungsfristen und - termine.

7. Ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
kann das Arbeitsverhdltnis beendet wer=
den, wenn ein wichtiger Grund im Sinne
des § 626 BGB vorliegt.

8. Kindigungen durch den Arbeitgeber be~-

dirfen der Schriftform. Dem Arbeitnehmer

ist der Kiundigungsgrund mitzuteilen."
Die Arbeitsordnung wurde weder von der Geschéftsleitung
der Beklagten noch vom Betriebsrat unterzeichnet. An der
fiir die Unterschriften vorgesehenen Stelle befinden sich
lediglich Aufdrucke des Firmenstempels und des Stempels
des Betriebsrats der Beklagten.

Bis zum Jahre 1973 waren in dem Zementwerk der Be-
klagten ein groBer Brennofen mit einer Tageskapazitédt von
etwa 800 Tonnen und 2 kleinere Brenntfen mit einer Tages-
kapazitdt von je etwa 400 Tonnen in Betrieb. Ende 1973 /
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Anfang 1974 wurde ein kleinerer Brennofen stillgelegt, im
November 1924 auch der zweite kleinere Brennofen. Im Zu-
sammenhang damit wurde im November 1974 das bisherige
Dreischichtensystem umgestellt. Dadurch sollte ein Ab-
bau der bis dahin laufend geleisteten erheblichen Uber-
stunden erreicht werden.

Unter dem 7. Januar 1975 teilte die Geschéaftsleitung
der Beklagten dem Betriebsrat mit, "in Anbetracht der
wirtschaftlichen Entwicklung insbesondere im Zementabsatz
und eines moglichen Wintereinbruchs" sei es notwendig,
zunédchst fir die Betriebsabteilungen Packerei und Zement-
mithle fiir die Monate Februar und Mérz 1975 Kurzarbeit an-
zumelden, sie bat den Betriebsrat um Zustimmung. Betroffen
von der vorgesehenen Kurzarbeit waren insgesamt 23 Arbeit-
nehmer, und zwar 17 Arbeitnehmer in der Packerei und 6 Ar-
beitnehmer in der Zementmiihle. Nach Darstellung der Be=-
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bruchs an die Einfiihrung von Kurzarbeit gedacht, wobei man
die Zustimmung des Betriebsrats lediglich vorsorglich habe
einholen wollen, um bei einem Wintereinbruch ohne Verzidgerun
zur Kurzarbeit iibergehen zu kOnnen.
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An 21. Januar 1975 fand zundchst ein Informationsge-
sprédch zwischen dem Betriebsrat und Vertretern der Be-
klagten statt. Die Unterredung blieb jedoch ohne Ergebnis.
Auch in einer Betriebsratssitzung vom 28. Januar 1975 wurde
die Frage der Kurzarbeit erneut mit AngehOrigen der Ge=-
schédftsleitung ergebnislos erdrtert. Am 14. Februar 1975
trat der Betriebsrat suf Antrag des geschéftsfiihrenden Ge-
sellschafters der Beklagten zu einer Sitzung zusammen, bei
der auch ein Gewerkschaftssekretdr von der IG Chemie-Papier-
Keramik anwesend war. Der geschidftsfiihrende Gesellschafter
erklérte in dieser Betriebsratssitzung, da der Betriebs-
rat der Einfilhrung von Kurzarbeit nicht zugestimmt habe,
miiBten nunmehr 50 Arbeitnehmer entlassen werden. Nach
kurzer Zeit verlieB er die Betriebsrapssitzung wieder und
verwies den Betriebsrat zu welteren Verhandlungen an den
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ebenfalls anwesenden Prokuristen; die Verhandlungen
blieben jedoch ohne Ergebnis.

Am 18. Februar 1975 wurde einer der beiden still-
gelegten kleineren Brennofen wieder angefahren, wodurch
sich die Tagesproduktion des Betriebes der Beklagten
von 800 Tonnen auf 1200 Tonnen erhdhte. Am folgenden
Tage ilibermittelte die Geschdftsleitung der Beklagten
dem Betriebsratsvorsitzenden folgendeé Schreiben:

"Wie in der letzten Betriebsratssitzung

durch Herrn S angekiindigt, stehen
50 Mann zur Massenentlassung an.

Es war durch das Verhalten des Betriebs=
rates und eines Gewerkschaftsfunktiondrs
nicht méglich, das AnhOrungsverfahren
fortzufiihren, da der Einzelprokurist

-~ Herr Heinz L = als Verhand~
lungspartner abgelehnt wurde.

Da sich die wirtschaftliche Lage (n&here

Begriindungen folgen) weiter in unserer

Branche verschlechtert hat, kiindigen

wir Massenentlassungen von weiteren

50 Personen, also insgesamt 100 an.

Die Namen werden Thnen im Anhdrungsver-

fahren bekanntgegeben, fiir das Herr Dr.

B am 20. und 21.2.1975 in der

Zeit von 10.00 bis 12.00 Uhr in seinen

Raumen zur Verfiigung steht."
An 20. Februar 1975 erhielt der Betriebsrat eine IListe mit
den Namen von 96 zu kiindigenden Arbeitnehmern, darunter
auch von solchen mit besonderem Kiindigungsschutz. Am
24 . PFebruar 1975 fand wegen der angekiindigten lMassenent-
lassung eine weitere Betriebswratssitzung im Beisein des
geschéftsfiihrenden Gesellschafters der Beklagten statt,
die wieder ergebnislos blieb. Im AnschluBl an die Be~
triebsratssitzung wurde eine Betriebsversammlung abge-
halten, die in einer gespannten Atmosphére ablief. Hier=-
bei verlas der geschéftsfiihrende Gesellschafter Franz-
Clemens S die unten wiedergegebené, dem Betriebs-
rat am 28, Februar 1975 iibermittelte schriftliche Er-
kldrung der Geschdftsleitung zu den beabsichtigten
Massenentlassungen mit Datum wvom 24. Februar 1975.

Zwischen den Parteien ist jedoch streitig, ob die Er-

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

el JLlaw - Gesetze und Urteile T

JLaw Avallable on the

] Kostenlos (mobile App) P> Coogle piay [l (] App Store
W

www.prinz.law

31, YONY SIOMUIE]

Bl

2SS[19)1() Iop

psa8 HYIN 'JF BL §§ YorU YURqUIlR S[E PUIs SUnjuIu

)Z)nt


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

- ] -

kldrung ganz =~ so die Beklagte - oder nur teilweise =
so die Kléger - verlesen wurde. Mit Schreiben vom

25. Februar 1975 an die Geschdftsleitung der Beklagten
nahm der Betriebsrat zu den geplanten Kindigungen wie
folgt Stellung:

"Der Betriebsrat hat sich in seiner heutigen
Sitzung mit der angekiindigten Entlassung
von Brbeitnehmern befaflt und lehnt diese
Mafnahme im Rahmen von § 102 BetrVG Abs.
2 und 3 aby Als Begrindung fir diese Ab-
lehnung nennen wir Ihnen die fehlenden
wirtschaftlichen Daten, die zu den ange-
kiindigten MaBnahmen Veranlassung gegeben
haben sollen. Aufgrund dieser fehlenden
wirtschaftlichen Daten, die nicht nur dem
Betriebsrat, sondern asuch dem Wirtschafts-
ausschuB des Betriebes bisher nicht vorge-
legt und erléutert wurden, sieht sich der
Betriebsrat auBerstande, den einschneiden~
den und sozial ungerechtfertigten personellen
MafBnshmen zuzustimmen.
Der Betriebsrat betrachtet die geplanten
Kiindigungen als sozial ungerechtfertigt,
da nach seiner Auffassung alle Arbeitnehmer
an ihren bisherigen Arbeitsplédtzen weiter-
beschéftigt werden konnen.
Auch hat der Betriebsrat erhebliche Be-
sorgnis, daB bei Durchfiihrung der geplanten
Kiindigungen fir die verbleibenden Beleg-
schaftsmitglieder die Arbeitsplétze ge~-
féhrdet und nicht mehr gesichert sind. Mit
32 gewerblichen Arbeitnehmern und 2% Ange~
stellten ist die Aufrechterhaltung eines
Vier-Schicht~Betriebes nicht moglich.
Der Betriebsrat weist susdriicklich darauf
hin, daB bei der Uberreichung der Personalien
der zur Entlassung anstehenden Personen, die
dem Betriebsratsvorsitzenden am 20.2.1975
iberreicht wurden, weder stichhaltige Kindi-
gungsgriinde, noch die Art der Kindigung und
der korrekte Kiindigungstermin mitgeteilt
wurden. Aus all diesen Griinden lehnt der
Betriebsrat die Zustimmung zu den Kiindi-
gungen ab und schlégt stattdessen vor, in
Yerhandlungen iiber die Einfiihrung von Kurz-
arbeit einzutreten. .
Der Betriebsrat ist davon iiberzeugt, daB
mit der Einfiihrung von Kurzarbeit Kindi-
gungen verhindert werden konnen.
Voraussetzung fiir die Zustimmung zur Kurz-
arbeit ist jedoch die Beantwortung der wvom
Betriebsrat in der Sitzung vom 28.1.1975
gestellten Fragen zur wirtschaftlichen
Lage des Unternehmens."
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Nachdem die Beklagte dem zusténdigen Arbeitsamt Soest am

25. Februar 1975 die geplante Massenentlassung angezeigt

hatte, sprach sie mit gleichlautenden Schreiben vom 28. Februar
1975 insgesamt 86 Arbeitnehmern fristgem#dBe Kiindigungen aus.
Zur Begriindung wird in den Kindigungsschreiben ausgefiihrt:

"Der Minderabsatz an Zement durch die seit
Monaten abgeschwéchte Baukonjunktur und

der sich immer mehr abzeichnende Preisver-
fall machen eine Produktionseinschrénkung
auf 1/4 unserer Gesamtkspazitédt notwendig
und zwingt uns, unseren Personalbestand

in allen Bereichen auf die verminderte Pro-
duktion einzustellen."

Das Landesarbeitsamt setzte durch Verfiigung vom 18. Mérz
1975 eine Sperrfrist fiir das Wirksamwerden dieser Kindi-
gungen bis zum 11. April 1975 fest.

Ebenfalls unter dem 28. Februar 1975 schrieb die
Geschédftsleitung der Beklagten an den Betriebsrat:

"Aufgrund der vorzunehmenden Massenent-
lassung sind wir selbstverstédndlich
Jederzeit bereit, mit Thnen zur Erstellung
eines Sozialplanes in Verhandlung zu
treten."

Diesem Schreiben an den Betriebsrat war die oben schon er-
wihnte Erklédrung der Geschidftsleitung vom 24, Februar 1975
zu den beabsichtigten Massenentlassungen beigefiigt, die
auszugsweise wie folgt lautet:

"1, Strukturkrise

Die Situation in der westfédlischen Zement-
industrie ist dadurch gekennzeichmnet, daB

sich erhebliche Uberkapazitédten in den Jahren
der Baubhochkonjunktur gebildet haben, die

gich in der geggnw&rtigen.hﬁrtschaftsrezession
in besonderer Schérfe bemerkbar machen. Nach
der Uberzeugung maBgeblicher Kenner der Ze-
mentindustrie sind von den 24 westfdlischen
Unternehmen 12 auf die Dauer nicht mehr lebens-
fdhig und daher existenggeféhrdet. Insoweit
wird insbesondere Bezug genommen auf das
Protokoll iiber die Betriebsversammlung der
Firma S & Sohne vom 6.12.1974.

L

2. Erlos- und Kostenentwickl bei der
Tirma S % SONNe .

Die vorbezeichnete Situation hat bei der Firma
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S & Sohne zu einer UmsatzeinbuBe ge~
fiihrt. Der Umsatzriickgang war einerseits
preislich bedingt. Denn von Mitte 1974 bis
heute ist ein Preisverfall von ca. 20 % ein-
getreten. Andererseits ist beziiglich der Ab-
satzmenge festzustellen, daB von 1973 zu 1974
ein Riickgang von rund 16 % eingetreten und
aufgrund der bisherigen Beobachtungen ein
weiterer Riickgang um ca. 40 % zu erwarten
ist. Eine Anderung dieser Entwicklung ist
nicht abzusehen.

Auf die Kostenseite hat sich die Rezession

bei den Energiekosten besonders gravierend
ausgewirkt. Die Energiekosten, die den wesent-
lichen Faktor bei der Zementherstellung dar~-
stellen, heben sich seit Anfang 1974 bis heute

verdoppelt. Bedingt durch die erhdhten Energie-

kosten, den Anstieg der iibrigen Kosten, ins-

besondere der Personalkosten, bei gleichzeitiger

riickldufiger Kapazitédtsauslastung ist der
Selbstkostenpreis so stark angestiegen, da8
der erzielbare Marktpreis langst nicht mehr
kostendeckend ist. Erschwerend kommt fir

die Firma S & Sohne hinzu, daB ein
Ausweichen auf das billigere Erdgas zur

Zeit nicht moglich ist. Die Konkurrenz, so-
weit sie Erdgas als Energietréger einsetzen
kann, hat hier einen erheblichen Kostenvor-
teil, der zu Wettbewerbsverzerrungen fiihrt.
Bei der gegebenen Erlds~ und Kostensituation
wére, wenn nicht drastische Betriebsein-
schrankungen vorgenommen wurden, mit einem
Verlust zu rechnen, der zu einem erheblichen
LiquiditéatsabfluB fuhren und dadurch die
Existenz des Unternehmens geféhrden wiirde.

3. Wirtschaftliche Verhédltnisse des Unternehmens

www.prinz.law

Zur Zeit wird bei der Firma S & Sdhne
die Ka Eazitﬁt zu 3/4 genutzt, wobei im star-
ken MaBe auf Vorrat produziert wird, Dies war
erforderlich, um die anteiligen fixen Kosten
in einem vertretbaren Rashmen zu halten. Die
Kapazitédtsausnutzung in einem solchen Umfang
ist aus Liquiditatsgriinden nur fiir kurze Zeit
moglich. Es ist jetzt der Zeitpunkt gekommen,
wo die Produktion auf 1/4 reduziert werden
muB. Das bedeutet, daB das Werk nur noch mit
einem Ofen weiterbetrieben wird, wozu 55
Personen erforderlich sind.

Die Geschiftsleitung hofft, mit dieser re~-
duzierten Kspazitidt des Werk iiber die struk-
turell bedingte Durststrecke hinwegzubringen
und dadurch die Arbeitsplétze der verbleiben-
den Arbeitnehmer zu erhalten.
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Am 5. Marz 1975 unterbreitete die Geschd@ftsleitung der
Beklagten dem Betriebsrat den Vorschlag, zun8chst fiir

die Dauer von sechs lMonaten fiir die gesamte Belegschaft
Kurzarbeit einzufiihren und bis Ende 1975 die Zahl der Be-
schéaftigten auf 125 Arbeitnehmer zu reduzieren. Hierauf
antwortete der Betriebsrat mit Schreiben vom 6. Mérz 1975
und erklérte sich zu Verhandlungen auf dieser Grundlage
bereit.

Nach mehrfacher Terminsverschiebung durch die Beklagte
sagte diese durch den Prokuristen L ein Ge-
sprédch mit dem Betriebsrat fiir den folgenden Montag,

den 10. Marz 1975,zu. WEnig spater wurde auch dieser
Termin abgesagt und schlieBlich ein Termin fiir den

11, Mdrz 1975 versprochen. Nach der Darstellung der
Beklagten war die Terminsverschiebung auf den 11. Mérz
1975 erforderlich, weil dem WirtschaftsausschuB Ein-
blick in die Geschédftsunterlagen gegeben werden sollte
und dafiir die Anwesenheit ihres Wirtschaftspriifers aus
Dortmund, der aber vor dem 11, Mdrz 1975 nicht zur Ver-
fligung gestanden habe, zweckdienlich erschienen sei.

Die wiederholten Verschiebungen des Besprechungstermins
l6sten Unruhe unter der Belegschaft aus, zumal der zu-
letzt fir den 11. Méarz 1975 zugesagte Termin gefédhrdet
schien, weil fiir diesen Tag eine Verhandlung beim Landes-
arbeitsamt in Diisgseldorf wegen der Massenentlassung an-
gesetzt war, an der der geschdftsfiihrende Gesellschafter
der Beklagten teilnehmen muBte.

Am Freitag, dem 7. Mdrz 1975, legten die Arbeit-
nehmer der Friih—- und Tagesschicht fiir zwei Stunden die
Arbeit nieder. Sie begaben sich geschlossen zum soge-
nannten Gefolgschaftshaus auf dem Werksgeldnde und
forderten Verhandlungen mit der Geschédftsleitung. Eine
Delegation dieser Arbeitnehmer sprach im Gefolgschafts-
haus mit dem damaligen Rechtsanwalt der Beklagten, der
die Arbeitnehmer zur Wiederaufnahme der Arbeit auf-
forderte. Im AnschlufB daran gingen die betreffenden Ar-
beitnehmer wieder an ihre Arbeit.
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Nachdem am Sonntag, dem 9., Marz 1975, in der H -
Halle zu E eine O0ffentliche gewerkschaftliche Pro-

testversammlung gegen die Massenentlassung bei der Be=-
klagten stattgefunden hatte, erschienen die Arbeitnehmer
der Frilhschieht am Montag, dem 10. Mérz 1975, zwar pilinkt-
lich um 6.00 Uhr im Betrieb, nahmen jedoch ihre Arbeit
nicht auf. Nach der Darstellung der Beklagten waren die
Zufahrten zum Werksgeldnde durch quergestellte Lastwagen
v6llig versperrt, wédhrend nach der Behauptung der Kléger
ein Zugang noch moglich gewesen sein soll. Im weiteren Ver-
lauf des Tages schloB sich die gesamte Belegschaft mit
Ausnahme einiger Angestellter der Arbeitsniederlegung an. -
Es bildete sich eine aus Vertrauensleuten bestehende Strelk-/
leitung, die im Gefolgschaftshaus tagte. An den Zufahrten
zum Werksgeldnde wurden sogenannte Streikposten aufge-
stellt und Schilder mit der Aufschrift angebracht: "Wir
halten den Betrieb besetzt" und "Dieser Betrieb wird be=-
streikt"., Damit begann eine sich liber mehrere Wochen hin-
ziehende Arbeitsniederlegung, deren Ziel es war, die Be~
klagte zur Riicknahme aller ausgesprochenen Kiindigungen und
zu Verhandlungen iiber MafBnahmen zur Erhaltung der Arbeits-
plédtze zu bewegen. Der Betriebsrat teilte der Geschéfts-
leitung der Beklagten am 10. Marz 1975 im Auftrage der
streikenden Arbeitnehmer schriftlich mit, daR die Riick=

[T, Yoy :SIa.

oeu yuequaje(J s[e puis ﬁl[H“HHH‘\\‘“JU N op

den Arbeitnehmer bereit seien, "unter dieser Voraussetzung -
und zu den ansonsten iiblichen Bedingungen die Arbeit so= i
fort wieder aufzunehmen". Der Betriebsrat selbst brachte

in diesem Schreiben erneut seine Bereitschaft zum Ausdruck,
auf der Grundlage seiner Erklirung vom 6. Midrz 1975 mit

der Geschidftsleitung zu verhandeln.

Als der geschéftsfiihrende Gesellschafter der Beklagten
am Morgen des 10. Mérz 1975 gegen 8.00 Uhr von der Aktion
der Belegschaft erfuhr,,gab er Anweisung, die beiden noch
in Betrieb befindlichen Brennofen abzustellen. Ferner lief
die Beklagte sofort die Uberweisung der am 10. Mdrz 1975
falligen Februarlohne auf die Konten der Belegschaftsmit-
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glieder stoppen und lieB einige Zeit spédter nur die
unpfindbaren Lohnteile auszahlen. '

Ebenfalls noch am 10. Mérz 1975 beantragte die
Beklagte schriftlich beim Betriebsrat dessen Zustimmung
zur fristlosen Entilassung von 43 namentlich sufgefiihrten
Arbeitnehmern wegen Teilnahme an dem wilden Streik. Am
11. und 12. Marz 1975 gewdhrte die Beklagte dem Wirt-
schaftsausschuB erstmals Einsicht in die Geschiftsunter-
lagen. Im Anschluf} hieran fand am Nachmittag des 12.
Marz 1975 eine Besprechung zwischen der Geschéftsleitung
und dem Betriebsrat iiber die ausgesprochenen Kiindigungen,
die Frage der Kurzarbeit und den Personalabbau statt.
Entsprechend dem Hinweis der Beklagten in ihrem Schrei-
ben an den Betriebsrat vom 10. Mirz 1975, die Arbeits~
willigen konnten sich am 12. Mdrz 1975 vor dem Ver-
waltungsgebéude einfinden, versammelten sich an diesem
Tage um 9.00 Uhr sé@mtliche Belegschaftsmitglieder vor
dem Biirogebdude. Es kam jedoch zu keiner Arbeitsauf-
nahme, zumal weiterhin die Riicknahme aller Kiindigungen
verlangt wurde und auch diejenigen Arbeinehmer vor
dem Verwaltungsgebdude erschienen waren, deren frist-
lose Entlassung die Beklagte dem Betriebsrat bereits
am 10. Mérz 1975 angekiindigt hatte.

Mit Schreiben an die Beklagte vom 12. Marz 1975
verweigerte der Betriebsrat die Zustimmung zu der am
10. Mdrz 1975 angekiindigten fristlosen Entlassung
von 43 Arbeitnehmern. Mit Schreiben vom 13. Mirz
1975 kiindigte die Beklagte 32 der dem Betriebsrat
am 10, Mérz 1975 benannten 43 Arbeitnehmer fristlos.
Die Kindigungsschreiben lauten jeweils:

"Da Sie sich am wilden Streik des 7.3%.1975

beteiligt heben, kiindigen wir Ihnen hier-

mit fristlos und erteilen Thnen ab so0=-

fort Hausverbot. Regrefanspriiche gegen

Sie behalten wir uns vor."
Ebenfalls am 13. Mdrz 1975 zeigte die Beklagte dem
Betriebsrat schriftlich die fristlose Entlassung
weiterer 37 Arbeitnehmer mit der Begriindung an, diese
seien am 10. Médrz 1975 in einen wilden Streik getreten.
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Der Betriebsrat widersprach diesen Kiindigungen mit Schrei-
ben vom 14. M&rz 1975. Gleichwohl sprach die Beklagte am
17. M8rz 1975 die angezeigten fristlosen Kindigungen aus
und erteilte auch den hiervon betroffenen Arbeitnehmern

ab sofort Hausverbot.

Mit Schreiben vom 20. Marz 1975 kiindigte die Beklagte
finf weiteren Arbeitnehmern, die Lkw-Fshrer waren, zum
15. April 1975 mit der Begriindung, die Fahrzeuge wiirden
von Streikposten daran gehindert, das Werkgelédnde zu
befahren.

Am 21. ﬁﬁrz 1975 setzte die Beklagte den Betriebsrat

davon in Kenntnis, daB weitere sechs Arbeitnehmer mit ihrer

fristlosen Entlassung zu rechnen hétten wegen der Beteili-
gung am wilden Streik des 17. Marz 1975. Die Kiindigungen
erfolgten trotz ablehnender AuBerung durch den Betriebs-
rat am 26. Marz 1975.

Mit Schreiben vom 27. Mérz 1975 kiindigte die Beklagte
weiteren 55 Arbeitnehmern fristgemdB. In den Kiindigungs-
schreiben ist ausgefihrt:

",eo. die derzeitige, Ihnen bekannte Situation
im Betrieb zwingt uns leider dazu, die ge-~
sante Belegschaft zu entlassen.

Wir bedauern deshalb, auch Ihnen die fristge~

nédsse Kiindigung auszusprechen. Diese Kiindigung

beendet Ihr Arbeitsverhéltnis am 15. April

1975. Der Betriebsrat ist zu dieser Kiindigung

%ehﬁrt worden. Die Stellungnshme fiigen wir
ei,"

Diesen 55 fristgemédBen Kindigungen vom 27. Marz 1975 war
folgendes Schreiben der Beklagten an den Betriebsrat wvom
19. Mérz 1975 vorausgegangen:

"Nachfolgend iiberreichen wir Ihnen eine Liste
weiterer Arbeiter und Angestellter, die in
den ndchsten Tagen ihre Kiundigung zu erwar-
ten haben. Die Kiindigung ist durch dringende
betriebliche Erfordernisse gerechtfertigt.

Die Ihnen hinreichend bekannten Ergebnisse
der letzten Wochen haben eine Fortfiihrung
des Betriebes unmoglich gemacht. Wir ver-
weisen insbesondere auf die zuletzt gefiihrte
Besprechung am 12.3.1975. Der Aufforderung
der Geschdftsleitung, der Massenentlassung

JLaw — Gesetze und Urteile woRcws are on Available on the 14
Pﬁoste;los (mobile App) » GOOgle‘ play D App Store
Uber 200 Gesetze JLaw — fiir Android =~ JLaw  fiir iOS

Uber 100.000 Urteile - -

UoRU YURQUI)R(] S[B PUIS SUN[UIURSS[19)1() 19D J[19.], YoNY :SIOMUT
| [uequaje(J s[e put I [1PM[) 9P 3R, Yony H

28 DyIN P eLY §§

Znyos:


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

- Y -

zuzustimmen, wurden Ihrerseits keine Gegen-
vorschlige unterbreitet, die zu einer Losung
der gesamten Angelegenheit hétten fiihren
konnen.

Sie haben offensichtlich von vornherein die
gesamte Angelegenheit der Geschédftsleitung
zugeschoben und selbst keine diskutablen
Vorschlage unterbreiten konmen.

Insbesondere durch den wilden Streik,
hinter den sich nun ja auch 6ffentlich
die Gewerkschaft gestellt hat, ist der
Betrieb in eine Existenzkrise geraten,
aus der zur Zeit kein Ausweg erkennbar
ist. Wir sind deshalb zur Entlassung der
gesamten Belegschaft gezwungen.

Der Gesichtspunkt der Kurzarbeit ist noch-
mals iliberpriift worden. Auch in diesem
Bereich ist eine LOsung der Probleme

durch Kurzarbeit nicht sichtbar.”

Mit Schreiben vom 21. Mérz 1975 hatte. der Betriebsrat gegen-

iiber

diesen beabsichtigten 55 EristgeméBen Kiindigungen folgende

Einwendungen erhoben:

"Das Schreiben der Geschdftsleitung wvom
19.3.1975 erfiillt nicht die Voraussetzung
der §§ 102, 106 und 111 BetrVG. Es setzt
den Betriebsrat nicht instand, die Griinde
fiir die geplanten Kiindigungen und die
soziale Auswahl zu priifen. Wir fordern Sie
auf, dem Betriebsrat umgehend

1. die Grinde fiir die geplanten Kiindi-
gungen darzulegen, und zwar anhand
von Unterlagen,

2. die personlichen Daten und die
Kiindigungstermine der betreffen=-
den Arbeitnehmer anzugeben,

3. wir weisen ausdriicklich auf §§ 17
u. 18 XSchG hin."

Hierauf antwortete die Beklagte mit Schreiben vom 26. Mérz
1975. Das Landesarbeitsamt setzte durch Verfiigung vom 26. Mai

1975

eine Sperrfrist fir das Wirksamwerden dieser fristge-

médBen Kiindigungen bis zum 1. Juni 1975 fest.

Mit ihren Klagen haben sich die Kléger dieses Rechts-

streits gegen die ordentlichen Kiindigungen gewandt. Die
einzelnen Klageschriften waren mit Ausnahme derjenigen des
inzwischen aus dem Verfahren ausgeschiedenen Klédgers R, M

-
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von dem ProzeBbevollméchtigten der Klager nicht handschrift-
lich unterzeichnet, sondern weisen hektographierte Unter-
schriften auf. Die Klagschrift gegen die Kiindigung von

M vom 28. Februar 1975 ging am 17. Mdrz 1975 bein
Arbeitsgericht ein.

Die Kldger haben die Auffassung vertreten, die Kindi-
gungen seien in ihrer Mehrzahl schon deswegen unwirksam,
weil der Betriebsrat ihnen nicht zugestimmt habe. Das Zu=
stimmungserfordernis ergebe Sich aus § 5 Abs. 5 der Arbeits=-
ordnung, die, falls sie als Betriebsvereinbarung wegen der
fehlenden Unterschriften nicht wirksam geworden sein sollte,
zumindest durch ausdriickliche Inbezugnahme in den schrift-
lichen Arbeitsvertrégen zum Inhalt ihrer Einzelarbeitsver-
trédge geworden sei. Ferner fehle es an einer ordnungsge-
méBen Anhdrung des Betriebsrats gemdB § 102 Abs.q1 BetrVG.

In der kurzen Mitteilung vom 19. Februasr 1975 konne eine
solche Anhorung nicht gesehen werden, zumal die Beklagte
mit keinem Wort auf die wirtschaftliche Situation der Firma
eingegangen sei. Die Mitteilung der Beklagten geniige nicht
den gemédB § 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG an die Bekanntgabe der
Kindigungsgriinde zu stellenden Anforderungen. Das alles
gelte sowohl fiir die Kiindigungen vom 28. Februar wie auch
fiir die vom 27. Marz 1975. Der Inhalt ihres Informations-
schreibens an den Betriebsrat vom 19. Mdrz 1975, in dem
unter Bezugnshme auf die "hinreichend bekannten Ereignisse
der letzten Wochen" der Betriebsrat auf die neuerlich ge-
planten Kiindigungen angesprochen worden sei, stelle eben~
falls nur eine fiir die Anhdorung des Betriebsrats unzu-
reichende Erklédrung dar. Die Kiindigungen seien aber auch
unwirksam, weil sie sozial ungerechtfertigt seien. Fiir

den Ausspruch der fristgeméBen Kiindigungen habe die Beklagte
keine diese im Sinne des § 1 KSchG rechtfertigenden Griinde
vorgetragen, Insbesondere sei keine Begriindung dafiir ersicht-
lich, dafB anstelle der urspriinglich von der Beklagten fiir
notig und ausreichend erachteten Kurzarbeit nunmehr eine
Massenentlassung als letztes Mittel erforderlich gewesen
sei. Aus der von der Beklagten gwtroffenen Wehl der zu
kiindigenden Arbeitnehmer sei auch kein Konzept dafiir zu
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entnehmen gewesen, auf welche Weise eine Einschrénkung des
Betriebs vorgenommen werden sollte. Wie widerspriichlich

das Verhalten der Beklagten gewesen sei, ergebe sich daraus,
dafB sie nach Ausspruch der Kiindigungen vom 28, Februar 1975
noch am 5. Marz 1975 dem Betriebsrat das Angebot auf Ein=-
fiihrung von Kurzarbeit gemacht habe.

Im Termin vom 30, April 1975 hat das Arbeitsgericht
durch Versdumnisurteil festgestellt, daB die Arbeitsver-
héltnisse durch die fristgemiéBen Kiindigungen der Beklagten
nicht aufgelost sind. Die Klédger haben beantragt, das Ver-
sdumnisurteil des Arbeitsgerichts vom 30. April 1975 auf=-
rechtzuerhalten.

Die Beklagte hat beantragt, das Versédumnisurteil auf-
zuheben und die Klage abzuweisen. Sie hat vergetragen: Der
Umstand, deB der Betriebsrat. den beabsichtigten Kiindigungen
nicht zugestimmt habe, stehe der Wirksamkeit der Kiindigungen
nicht entgegen. Die die Zustimmung des Betriebsrats vor-
sehende Arbeitsordnung sei unwirksam, weil sie weder vom
Betriebsrat noch von der Geschéftsleitung unterzeichnet
worden sei. Sie -~ die Beklagte - habe niemals die Ab~
sicht gehabt, die Arbeitsordnung in der Form einer Be-
triebsvereinbarung in ihrem Betrieb in Kraft zu setrzen.,
Die Imbezugnabhme der Arbeitsordnung in den mit den Ar-
beitnehmern abgeschlossenen Arbeitsvertrédgen konne die
fehlenden Unterschriften ihrer Geschéftsleitung und des
Betriebsrats unter der Arbeitsordnung nicht ersetzen. Der
Betriebsrat sei vor Ausspruch der fristgemédfien Kiindigungen
auch ordnungsgemdB angehd6rt worden. Bei den vielen Ge-
sprédchen mit dem Betriebsrat seit Anfang Januar 1975 sei
die schlechte Absatzlage immer wieder Gespréachsthema ge-
wesen. Der Betriebsrat habe dann bei Ankiindigung der ge-
planten Entlassungen nicht im Zweifel dariiber sein konnen,
daB die dringenden betrieblichen Erfordernisse der Grund
fiir die Kiindigungen gewesen seien. Eine andere MOglichkeit
als die der Massenentlassungen habe auch nicht bestanden.
Wegen der schlechten Absatzlage sei sie gezwungen gewesen,
die Produktion auf 25 % der Kapazitét zuriickzunehmen. Da-
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durch habe sich der Lohnkostenfaktor, umgerechnet auf

eine Tonne hergestellten Zements, so stark gesteigert, dalf
er nur noch voriibergehend habe hingenommen werden konnen.
Nachdem dann der Betriebsrat durch unsachgemédBe und unange-
messene Reaktion die von ihr vorgeschlagene Kurzarbeit
blockiert habe, andererseits aber Kurzarbeit nur dann noch
sinnvoll gewesen wire, wenn sie iliber den gesetzlich vorge-
sehenen Hochstzeitraum von sechs Monaten hatte andguern
konnen, sei ihr keine andere Wahl mehr geblieben, als Massen-
entlassungen auszusprechen. Diese Kiindigungen seien aus
dringenden betrieblichen Erfordernissen notwendig gewesen,
die vernunftlger und betriebswirtschaftlicher Betrachtungs- _
weise entsprochen hédtten. Das miisse umsomehr gelten, als
die weitere wirtschaftliche Entwicklung ihre Ansicht be-
statigt habe. Die nach der am 10. Marz 1975 erfolgten Werks~—
besetzung ausgesprochenen ordentlichen Kiindigungen seien
auch deswegen gerechtfertigt, weil infolge der WErksbesetzung
die Weiterbeschdftigung dieser Arbeitnehmer nicht mehr még-
lich gewesen sei.

[, Yony :SIoMury
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Mit Urteil vom 27. Mai 1975 hat das Arbeitsgericht
sein Versdumnisurteil aufrechterhalten. Es hat die Auf-
fassung vertreten, die angegriffenen fristgem&Ben Kiindi-
gungen sSeien schon wegen der nach der Arbeitsordnung er-
forderlichen, aber fehlenden Zustimmung des Betriebsrats
rechtsunwirksam, ohne da8 es darauf ankomme, ob die Be-
klagte den Betriebsrat angehort habe und ob die Kﬁndigungen.%
sozial ungerechtfertigt seien.

3 DI " LG §§ Yoru Yuequaje(J S[e purs Sunjurur

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten
zuriickgewiesen. Es hat eine rilickwirkende Heilung des Mangels
der ordnungsgemdfen Klageerhebung angenommen und weiter
ausgefiihrt, die Unwirksamkeit der fristgemédBen Kiindigungen
folge nicht daraus, daB nach § 5 Abs. 5 der Arbeitsordnung
Kindigungen der Zustimmung des Betriebsrats bediirften und
diese Zustimmung nicht erteilt worden sei. Die fiir Betriebs-
vereinbarungen gesetzlich zwingend vorgeschriebene Form sei
im vorliegenden Falle nicht eingehalten. Auch sei eine
ordnungsgemédfBe Anhérung des Betriebsrats nach § 102 Abs. 1
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BetrVG erfolgt. Unter den gegebenen Umstdnden einer Massen-
entlassung habe die Beklagte ihrer Anhérungspflicht geniigt,
wenn sie dem Betriebsrat die Nemen der Kléger samt der Daten
des Geburtstages und des Eintritts in den Betrieb sowie den
jeweiligen Arbeitsplatz bezeichnet und als Grund fiir die
Kiindigung die weitere Verschlechterung der wirtschaftlichen
Lage angegeben habe. Die Kiindigungen der Schwerbehinderten
seien jedoch unwirksam, weil sie ohne Zustimmung der Haupt-
‘fliirsorgestelle ausgesprochen worden seien. Die Kiindigungen
der Wahlvorstandsmitglieder, Wahlbewerber und der Mitglieder
des Betriebsrats seien wegen VerstoBes gegen § 15 Abs. 1 und
3 KSchG unwirksam. Eine Stillegung einer Betriebsabteilung
oder des Betriebes mach § 15 Abs. 4 und Abs. 5 KSchG habe
nicht vorgelegen. Die Kiindigungen der iibrigen Klédger seien
nicht durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt
gewesen. Die den Kindigungen zugrundeliegenden Rationali-
sierungsmafBnahmen seien offenkundig unsachlich gewesen.
Auch sei die Einfiihrung von Kurzarbeit mbéglich gewesen.
Etwas anderes ergebe sich auch nicht, wenn die Kiindigungen
auf die durch die Werksbesetzung geschaffene Situation ge-
stliitzt werden sollten. Wenn ein rechtswidriger Arbeitskampf
zum (voriibergehenden) Erliegen des Betriebes fiihre, sei
darin kein "dringendes betriebliches Erfordernis" zur Be~
endigung der Arbeitsverh&ltnisse zu sehen. Die vorliegen-
den Kindigungen konnten auch nicht als MaBnashmen im Sinne
des § 25 KSchG angesehen werden.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte weiterhin ihren
Antrag auf Aufhebung des Versdumnisurteils und Klageabweisung,
wiéhrend die noch in der Revisionsingtanz vertretenen Klédger
die Zurichweisung der Revision beantragen.

Entscheidungsgriinde :

1. Nach dem Vortrag der Beklagten in der Revisionsgin-
stanz ist deren Betriebsstédtte in E nit Wirkung
vom 3. Januar 1976 an die Firma S s Be= und Ver-
triebsgesellachaft mbH & Co. verpachtet werden. Zu Un=
recht meint die Beklagte unter Berufung auf diesen Sach-
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verhalt, sie sei fiir die Klagen nicht mehr passgiv
legitimiert. Unstreitig besteht die beklagte Firma recht-
lich gesehen auch heute noch fort. Es bedarf hier keiner
weiteren Erdrterung, ob und inwieweit die Péchterin des
Betriebes gemdB § 613 a BGB in die Verpflichtungen der Be-
klagten als Arbeitgeber am 3. Januar 1976 eingetreten ist.
Denn hier geht es um Kiindigungen, die im Februar und Mirz
1975 von der Beklagten ausgesprochen worden sind. Die er-
hobenen Kindigungsschutzklagen haben die Kl&rung der Frage
zum Ziel, ob die Arbeitsverhdltnisse zur beklagten Firma
aufgrund der von der Beklagten ausgesprochenen Kiindigungen
mit Ablauf der Kiindigungsfristen im Jahre 1975 geendet
haben. Erst wenn und soweit durch rechtskrédftige Gerichts-—
urteile feststeht, daB die Arbeitsverhdltnisse zur Beklagten
iber den Kindigungstermin hinaus fortbestanden, taucht im
weiteren zeitlichen Ablauf der Ereignisse die Frage auf,
ob diese Arbeitsverhdltnisse Anfang 1976 auf die Pédchterin
iilbergegangen sind. Da somit hinsichtlich des Streitgegen-
standes der Kindigungsschutzklagen allein die Beklagte
passiv legitimiert ist und bleibt, bedarf es keiner weiteren
Erdrterung der Frage, ob die Vorschrift des § 265 Abs. 2
ZPO, daBl die VerduBerung oder Abtretung der Streitsache
auf einen (anhéngigen) ProzeB keinen EinfluB hat, jeden-
falls im Rahmen des § 613 a BGB Platz greift (vgl. inso-
welit Urteil des 5. Senats vom 15. Dezember 1976 -~ 5 AZR
600/75 ~ AP Nr. 3 zu § 611 BGB Arzt- Krankenhaus-Vertrag

= SAE 1977, 220).

2. Der Angicht des Landesarbeitsgerichts, die AusschluBl-
frist von 3 Wochen zur Erhebung der Kindigungsschutzklagen
gemdB § 4 KSchG beim Arbeitsgericht sei gewahrt, ist im
Ergebnis, wenn auch nicht in der Begriindung beizutreten.

Das angefochtene Urteil hédlt auch angesichts der
Besonderheiten des vorliegenden Rechtsstreits an dem Er-
fordernis einer eigenhéndigen Unterschrift des ProzefBbe-
vollmdchtigten unter die Klagschriften fest, meint aber,
der Mangel der fehlenden "eigenhdndigen'" Unterschrift werde
gemdB §§ 500, 295, 137 ZPO dadurch riickwirkend geheilt, daB
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sich die Beklagte im Termin vor dem Arbeitsgericht am 22. Mai
1975 auf die Klagen durch Stellung von Klagabweisungsantrigen
eingelassen habe. Abgesehen davon, daB das Landesarbeitsge-
richt selbst weiter ausfiihrt, die Beklagte habe den ihr zuge~
stellten Klagen nicht entnehmen kGnnen, die Originalklage-
schriften wiesen wégen fehlender handschriftlicher Unter-
zeichnungen einen Formmangel auf, womit es schon an der
tatbestandlichen Voraussetzung des Verlustes des Riigerechts
fehlty, der Mengel sei bekannt oder hétte doch bekannt sein
miissen (§ 295 Abs. 1 ZPO), kommt nach ganz allgemeiner Meinung
eine riickwirkende Heilung mangelhafter ProzeB8handlungen nicht
in Betracht (BAG AP Nr. 5 zu § 11 KSchG; BFH Urteil vom 29.
August 1969, NJW 1970, 1439; BGH Urteil wvom 25. Juni 1975,
BGHZ 65, 46 = NJW 1975, 1704). Etwas anderes kann entgegen
der Meinung des Landesarbeitsgerichts auch nicht im Rahmen
der materiell-~rechtlichen AusschluBfrist des § 4 ESchG gel-
ten, soweit es sich um die ‘Formerfordernisse der Klageschrift®
handelt. Soweit die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
bisher ausnahmsweise in einigen Féllen die Dreiwochenfrist
noch als gewahrt angesehen hat, handelt es sich nicht um

die Formerfordernisse der Klageschrift als solcher (vgl.

BAG Urteil vom 16. April 1959, AP Nr. 16 zu § 3 KSchG be-
treffend Einreichung der Klage beim unzusténdigen Arbeits-
gericht; BAG Urteil wvom 24, September 1970, AP Nr. 37 aal
betreffend zwischenzeitliche Riicknahme der Klage und erneute
Klageerhebung; BAG Urteil vom 10. Dezember 1970, AP Nr. 40
aa0, erneute Klageerhebung nach Ablehnung einer Klageerweiterung
mangels Sachdienlichkeit).

Der Senat geht aber davon aus, daB die Kiindigungs-

schutzklagen hier von vornherein ordnungsgemdf erhoben
worden sind und zwar unabhéngig davon, welche Anforderungen
man allgemein sn die "eigenhéndige" Unterschrift einer Klage,
auch einer Kiindigungsschutzklage, gemdB § 253 i.V. mit § 130
Nr. 6 ZPO alter und neuer Fassung allgemein zu stellen hat
(vgl. neuestens mit zahlreichen Nachweisen der Rechtsprechung
und ILiteratur BAG Urteil vom 26. Januar 1976 = 2 AZR 506/74 -
AP Nr. 1 zu § 4 KSchG 1969 mit kritischer Anmerkung Voll-
kommer = NJW 1976, 1285, 1991 mit kritischer Anmerkung
Martens). Bei der Einhaltung der Formerfordernisse fiir be-
stimmende Schriftsdtze muB als oberster Grundsatz maBgebend
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sein, welcher Grad von Formstrenge nach den jeweiligen
maBgeblichen Verfahrensvorschriften sinnvoll gefordert
werden kann (BVerfG, BeschluB vom 19. Februar 1963,
BVerfGE 15, 288 [292] = NJW 1963, 755). Die Rechtsprechung
der anderen obersten Bundesgerichte tendiert hinsichtlich
der Anforderungen an die eigenhéndige Unterzeichnung be~
stimmender Schriftsétze in den letzten Jahren zu einer ge=
wissen Auflockerung der fritheren Formstrenge, ohne daB
ingsoweit eine Anrufung des Gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshife des Bundes erfolgt wédre (vgl. BVerwG,Urteil
vom 25. November 1970, NJW 1971,1054; BSG, Urteil vom

15. Juli 1965, NJIW 1965, 2127; BFH, Urteil vom 9., Septem~-
ber 1974, BStBl. Teil II, 1975, 199 = DB 1975, 88; anders
in Patentsachen fiir die Fotokopie oder Lichtpause einer
Berufungsschrift noch BGH Urteil wvom 29. Mai 1962, NJW
1962, 1505). In der zitierten Entscheidung des Zweiten
Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 26. Januar 1976 wird
zwar eine eigenh#éndige Unterschrift unter die Kindigungs-—
schutzklage an sich fiir erforderlich gehalten, es aber
fiir moglich angesehen, daB der Nachweis, der bestimmende
Schriftsatz sei mit Wissen und Wollen seines Verfassers
beim Gericht eingegangen, auch auf andere Weise gefiihrt
wird, insbesondere aus den diesem Schriftsatz beiliegenden
Schriftstiicken. Bei dem vom Zweiten Senat zu entscheiden-
den Fall waren die Klageschrift und die beigefiigten Ab~
schriften von dem ProzeBbevollméchtigten, einem Rechtsan~
walt, {iberhaupt nicht unterschrieben.

Die OrdnungsgemédBheit der Klagen ergibt sich hier
bereits aus den tatsidchlichen Besonderheiten der ProzefB-
geschichte, so daB es allein deshalb weder einer Anrufung
des GroBen Senats des Bundesarbeitsgerichts noch einer
Anrufung des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshofe

des Bundes bedarf. Der Senat konnte insoweit noch erforder-
liche tatsdchliche Feststellungen als Revisionsgericht nach
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den Akten auch selbst treffen; bei der Priifung der Formalien

einer ordnungsgeméBen Klageerhebung handelt es sich um eine

ProzeBvoraussetzung (vgl. BGHZ 31, 279 [281]).
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Im einzelnen gilt folgendes:

Einzelne Klagen in dem gesambten Verfahrenskomplex von
iiber 200 Kindigungsklagen der Belegschaftsangehﬁrigen gegen
die Beklagte sind nicht nur durch eine im Matrizenverfahren
hergestellte Unterschrift gedeckt, sondern durch eine Origi-
nalunterschrift unmittelbar unter dem Schriftsatz. Von den
im vorliegendem Fall schon in erster Instanz verbundenen Klagen
ist die des inzwischen aus dem Rechtsstreit ausgeschiedenen
Ralf M vom ProzeBbevollmdchtigten Assessor U
von der IG-Chemie-~Papier-Keramik, Hauptverwaltung Hannover
eigehéndig unterschrieben worden. Diesem Kléger war mit
Schreiben vom 28. Februar 1975 - zugegangen am 1. Mdrz 1975 -
ordentlich gekiindigt worden. Die Klageschrift ging am 17.

Mérz 1975 beim Arbeitsgericht Paderborn ein. Die Klage-
schriften der unter dem Aktenzeichen 1 AZR 76/76 verbundenen
sechs Klagen gegen auBlerordentliche Kiindigungen vom 26. Mirz
1975 gingen am 9. April 1975 beim Arbeitsgericht ein. Sie
waren sémtlich eigenhéndig von Assessor U

unterschriebn. SchlieBlich weist die Klageschrift des

Klégers E in den 38 verbundenen Klagen 1 AZR 276/76

gegen auBerordentliche Kiindigungen vom 13. bzw. 17. Mérz

1975 die Besonderheit auf, da8. sich unter der Klageschrift
zunédchst die durch Matrize hergestellte Unterschrift des-
selben ProzeBbevollméchtigten U befindet,

die allerdings schlecht lesbar ist und wohl deshald auBlerdem
darunter noch die eigenhéndige nochmalige Unterschrift

im Original trégt, die mit den Schriftziigen der verviel~
fdltigten Unterschrift vollsténdig iibereinstimmt. Diese
Klageschrift ging ebenso wie die anderen Klagen der in

jenem Verfahren verbundenen Sachen am 9. April 1975 beim
Arbeitsgericht Paderborn ein. Dagegen hat sich die Annahme

des Landesarbeitsgerichts als unzutreffend erwiesen, auch
die Klageschriften der Klédger Hermann F s H

He g N und S in dem vorliegenden Ver-
fahren seien eigenhédndig handschriftlich unterzeichnet
(vgl. Seite 9 des Tatbestandes des Urteils des Landesarbeits-
gerichts).
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Diese tatsédchlichen Feststellungen fiihren fiir die
rechtliche Wertung des gesamten Komplexes der Kindigungs-
schutzklagen der Belegschaftsangehorigen gegen die Be-
klagte als ihren Arbeitgeber im Hinblick auf den Sinn des
Erfordernisses der Unterschrift unter bestimmende Schrift-
sétze, hier unter Kindigungsschutzklagen, zu folgendem
Ergebnis:

Sinn der Unterschriftsleistung ist nach allgemeiner
Meinung einmal, dafBl erkennbar nicht nur ein Klageentwurf
vorliegt, sondern eine fiir den Rechtsverkehr bestimmte
prozessuale Erkldrung, zum anderen, daB der Unterzeichner
auch die Verantwortung fiir den Inhalt des Schriftsatzes
ibernimmt (vgl. BAG Urteil vom 26. Januar 1976, aa0). Die
(eigenhéndige) Unterschrift soll eine Manipulation mogllchst
ausschlieBen, die allerdings nie mit letzter Sicherheit
verhindert werden kann, insbesondere nicht bei der allge=-
mein als zuldssig angesehenen telegraphischen Ubermittlung
bestimmender Schriftsédtze. Hier ist angesichts des vom
Normalfall abweichenden Sachverhalts die Manipulationsge-
fahr von vornherein jedenfalls so gering, daB sie auBler
Betracht bleiben kann. Es ist sichergestellt und ersicht-
lich, daB alle Klagen als gewollte ProzeBerklérungen von
Assessor U unter Ubernahme der Verant—
wortung fiir ihren Inhalt beim Arbeitsgericht Paderborn
eingegengen s8ind (vgl. BVerwGE 36, 296 = NJW 1971, 1054).
Es bedarf keiner Beweisaufnashme mehr iiber die Behaupbung
der Kléger, alle Klagen seien von ihrem ProzeBbevollmidchtig-
ten auch persdnlich beim Arbeitsgericht abgegeben worden,
was von der Beklagten insoweit bestritten wird, als sich
die Behauptung auf alle Klagen bezieht.

I, Yoy :SIoMUry
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Es handelt sich um Massenklagen der Arbeitnehmer
eines Betriebes gegen ihren Arbeitgeber, bei denen die
Arbeitnehmer ausweislich der Angabe des ProzefBbevollméchtig-
ten in der Klageschrift von Assessor U in
der IG Chemie~Papier~Keramik und zwar von der Hauptver=
waltung in Hannover vertreten wurden. Soweit ersichtlich,
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war allen Klagen von Anfang an eine Prozefvollmacht mit
Unterschrift des jeweiligen Kl&gers beigefiigt, die aller-
dings fiir sich allein nicht erkennen lief, an wen ProzeB-
vollmacht in welcher Sache erteilt wurde. Sicherlich lassen
sich aus einer solchen Erteilung wvon Vollmachtsurkunden
allein regelméﬁig keine zwingenden Schliisse auf ein bewufltes
und gewolltes prozessuales Verhalten eines Prozefbevoll-
méchtigten ziehen (BAG Urteil vom 26. Januar 1976, aal).
Anders liegt der Sachverhalt aber, wenn bei Massenklagen
die Klageschriften, wenn auch auf Matrize, unterschrieben
worden sind, es um die fristgebundene "Anfechtung" von
Kiindigungen geht, die von einem Arbeitgeber in den Monaten
Februar und Marz 1975 ausgesprochen wurden und wenn diese
Klagen von einem Gewerkschaftssekretédr der Hauptverwaltung
der zustdndigen Gewerkschaft unterschrieben wurden. Bei
einem solchen Sachverhalt war filir alle Beteiligten hin-
reichend ersichtlich, daB die Vollmachten der in ihrem
Arbeitsplatz bedrohten Kléger nicht zur Fihrung irgend-
welcher Rechtsstreitigkeiten dienen sollten und konnten,
sondern allein zur fristgebundenen Rechtswahrung gegeniiber
den Massenkiindigungen seitens des einen Arbeitgebers in Be~
tracht kamen. Bei diesem Zusammenhang haben auch die nur
hektographierten Unterschriften eine gewisse Bedeutung. Es
kommt hinzu, daB einzelne Klageschriften, wie vorstehend
dargelegt, eingeh@ndig und handschriftlich unterzeichnet
wurden, insbesondere die Klageschrift M in dem hier

zu entscheidenden Verfahren. AuBerdem ist ein eigenhandig
unterschriebener Schriftsatz des ProzeBbevollmidchtigten
vom 21. Mérz 1975 fiir rund 80 Klédger der ersten Kiindigungen
vom 28. Februar 1975, diesen Kldgern zugegengen am 1., Midrz
1975, am 22. Mérz 1975 und damit innerhalb der Dreiwochen-
frist beim Arbeitsgericht Paderborn eingegangen. Damit
wurden die nicht eigenhdndig einzeln vollzogenen Unter-
schriften unter diesen Klagen jedenfalls fristgerecht
"legalisiert'. Daraus ergibt sich in Verbindung mit dem
oben Gesagten mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich~
keit, daB der ProzeBbevollmdchtigte auch in den weiteren
Fdllen auftreten wollte. In diesem Verfahren liegen weitere,
eigenhéndig vom ProzeBbevollméchtigten unterschriebene
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Schriftsatze dem Arbeitsgericht vor, beginnend mit dem

11. April 1975, ausdriicklich bezogen auf die fristgeméBen
Kindigungen vom 27, Marz 1975. Insgesamt werden in dem vor-
liegenden Verfahren die mit dem Erfordernis der eigenhdndi-
gen Unterzeichnung bestimmender Schriftsédtze beabsichtigten
Ziele auch ohne eigenhidndige Unterzeichnung aller Einzel-
klagen erreicht, namlich die zuverléssige Feststellung

des Urhebers des Schriftsatzes und die Feststellung des
Willens, eine ProzeBhandlung vorzunehmen und nicht nur

eine ProzeBhandlung durch einen Entwurf vorzubereiten.

3, Der Senat stimmt dem angefochtenen Urteil im Ergebnis
und weitgehend auch in der Begriindung zu, die Kiindigungen
seien nicht schon wegen VerstoBes gegen § 5 Abs. 5 der
Arbeitsordnung mangels Zustimmung des Betriebsrats zu den
Kindigungen unwirksam. Denn die Arbeitsordnung gilt fiir
die Arbeitsverh#ltnisse der Kléger weder kraft Kollektiv-
rechts noch kraft Arbeitsvertragsrechts.

a) Nach § 102 Abs. 6 BetrVG kann zwischen Arbeitgeber
und Betriebsrat vereinbart werden, daB Kiindigungen der
Zustimmung dés Betriebsrats bediirfen. Die hier streitige
Arbeitsordnung sieht zwar in § 5 Abs. 5 ein derartiges
Zustimmungserfordernis des Betriebsrats vor. Sie ist

aber als Betriebsvereinbarung mengels Unterzeichnung durch
die Betriebspartner nicht wirksam zustande gekommen. Die
nach § 77 Abs. 2 Satz 2 BetrVG erforderliche Unterzeichnung’
hat, um den AbschluB der Vereinbarung eindeutig vollziehen
und erkennbar werden zu lassen, gemiB § 126 Abs. 2 Satz 1
BGB handschriftlich asuf derselben Urkunde zu erfolgen
(Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG, 12, Aufl., § 77 Anm. 11;
GK~Thiele, BetrVG, § 77 Anm., 121). Diese gesetzliche
Schriftform ist hier unstreitig nicht eingehalten. Die
Exemplare der Arbeitsordnung, auch soweit diese den 1972
neu abgeschlossenen Arbeitsvertrigen beigefiigt waren,
enthalten weder die Unterschrift einer vertretuﬁngerechtig-
ten Person der Beklagten noch des Betriebsrats. Am SchluB
der Arbeitsordnung befinden sich lediglich Abdrucke des
Firmenstempels und des Stempels des Betriebsrats. Unter-
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schriften unter den einzelnen Formulararbeitsvertrégen er-
setzen nicht die Unterschrift unter die Arbeitsordnung. Es
ist librigens auch nichts dafiir vorgetragen worden, da8 etwa
die Arbeitsordnung im Betrieb ausgehingt worden sei (§ 77
Abs. 2 Satz 3 BetrVG).

b) Die Arbeitsordnung gilt auch nicht formlos als soge-
nannte Betriebsabsprache oder Regelungsabrede zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat, die im Bereich der mitbe-
stimmungspflichtigen sozialen Angelegenheiten des § 87
BetrVG neben der Betriebsvereinbarung als mdgliche Be-
teiligungsform, insbesondere zur Regelung eines voriber-
gehenden Zustandes oder von sogenannten Einzelfédllen iiber-
wiegend anerkannt wird (vgl. Dietz~Richardi, BetrVG, 5. Aufl.,
§ 77 Aom. 158 ff.; Fitting-Auffarth-Kaiser, aaO, § 77 Anom.
68 f.; Galperin-Lowisch, BetrVG, 5., Aufl., § 77 Anm. 100 ff.).
Diese Annahme scheitert schon darsn, daB die Arbeitsordnung,
die als Mustervereinbarung von der IG Chemie~Papier-~Keramik
herausgegeben wurde, eine umfassende Regelung betrieblicher
Fragen als Art "Gesetz des Betriebes", iiberwiegend Dauer-
regelungen und Grundsétze fiir das Beteiligungsverfahren

bei personellen MaBnahmen enthélt, die sinnvollerweise nur
durch Abschlufl einer Betriebsvereinbarung ihren Zweck einer
normativen Regelung der Arbeitsbedingungen erreichen konnen.
Von hier aus gesehen scheidet von vornherein die Umdeutung
einer unwirksamen Betriebsvereinbarung mit einem derartig
generellen Inhalt in eine wirksame Regelungsabrede aus.
Abgesehen davon kann aus denselben Erwigungen nach Auf-
fassung des Benats die in § 102 Abs. 6 BetrVG ausdriicklich
als moglich vorgesehene "Vereinbarung" iiber das Zustimmungs-
erfordernis des Betriebsrats bei Kiindigungen des Arbeit-
gebers nur die Form einer Betriebsvereinbarung haben, Eine
Absprache zwischen den Betriebspartnern geniigt nicht. Nur
S0 wird eine normative Wirkung auf die FEinzelarbeitsver-
haltnisse erzielt und damit dem Gedanken der Rechtssicher-
heit, insbesondere auch fiir die Arbeitnehmerschaft Rechnung
getragen (so ausdriicklich Dietz-Richardi, aa0O, § 102 Anm.
127; von der Notwendigkeit des Abschlusses einer Betriebs-
vereinbarung gehen offenbar auch GK-Kraft, aa0, § 102 Anm,
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60; Fitting-Auffarth-Kaiser, aal0, § 102 Anm. 25 f. und
Galperin-Lowisch, aaO, § 102 Anm. 128 f.,aus). § 5 Abs. 5
der Arbeitsordnung ist daher auch aus diesem Grunde nicht
als gliltige Kollektivregelung anzusehen.

c) Die Arbeitsordnung gilt schlieBlich nicht einzelver-
traglich durch ihre globale Bezugnahme in der Mehrzahl der
Arbeitsvertrdge und ihre Beifligung zu den im Jahre 1972
zumeist neu abgeschlossenen Formulararbeitsvertrégen. Wenn
in Ziffer II 6 eines Teils der Arbeitsvertrdge auf die

fiir die Betriebsstédtte jeweils geltenden Tarifvertrdge,
Betriebsvereinbarungen und Arbeitsordnungen Bezug genommen
wird, s0 ist davon auszugehen, daB nur die'jeweils giltigen
und wirksam zustande gekommenen Arbeitsordnungen gemeint
sind (vgl. fiir Bezugnahme auf Tarifvertrag BAG~-Urteil wvom
7. Dezember 1977 = 4 AZR 474/76 -, zur Verdffentlichung
in AP vorgesehen).

3, Yony :SIOMUI]

d) An diesem Ergebnis édndert auch die Tatsache nichts,
daB einem Teil der Arbeitsvertrége ein Exemplar der nicht
unterschriebenen Arbeitsordnung beigefiigt war. Eine Geltmmé
dieser Arbeitsordnung fiir die Einzelarbeitsvertridge kraft ;
sogensnnter betrieblicher Ubung :
auf die Beifiigung in den Vertrédgen nicht ersichtlich. Ins- :
besondere ist nicht vorgetragen worden, seit 1972 sei etwa
allgemein die Kindigung von Arbeitnehmern von der Zustimm ”
des Betriebsrats abhiingig gemacht worden. |
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4, Sowohl bei den Kiindigungen wvom 28. Februar 1975 wie
auch bei denen vom 20. und 27. Médrz 1975 handelt es sich
um ordentliche Kiindigungen mus betriebsbedingten Griinden.
Der Beklagten kann nicht gefolgt werden, wenn sie in der
Revision nunmehr vortrégt, bei den Kindigungen vom 20. und
27. Marz 1975 handele es sich um auBerordentliche Kiindi~
gungen als Folge der Ereignisse ab 10. Mdrz 1975. Die Be~-
klagte mochte ihre Kiindigungen insoweit selbst nicht als
ArbeitskampfmafBnahmen ansehen, sondern als betrieblich-
wirtschaftliche FolgemaBnshmen des Arbeitskampfgeschehens.
Das Landesarbeitsgericht fiihrt aus, die Kiindigungen vom
27. Marz 1975 habe die Beklagte als "Reaktion auf die
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rechtswidrige Werksbesetzung" verstanden wissen wollen, ver-
neint dann aber das Vorliegen betriebsbedingter Griinde. Nur
hilfsweise befalBlt sich das angefochtene Urteil dann auch da-
mit, ob die Kindigungen vom 27, Mirz 1975 etwa Arbeitskampf=-
mittel seien.

Es ist zwar nicht ausgeschlossen, auch auBlerordentliche
Kindigungen mit einer sogenannten "Auslauffrist" auszusprechen.
Hier hat aber die Beklagte die vollen Kiindigungsfristen fiir
eine ordentliche Kiindigung eingehalten. Es ist schon zweifel-
haft, ob bei einem derartigen Sachverhalt begrifflich iiber-
haupt die Annahme mOglich erscheint, der Kiindigungsberech-
tigte habe eine auBerordéntliche Kiindigung aussprechen wollen,
die doch gerade Griinde voraussetzt, die die Einhaltung der
normalen Kindigungsfrist unzumutbar erscheinen lassen. Vor
allem 18Bt aber der Inhalt der Kiindigungsschreiben vom 20.
und 27. Mérz 1975 in keiner Weise erkennen, die Beklagte
habe etwa statt ordentliche auBerordentliche Kiindigungen
mit Auslauffrist aussprechen wollen, zumal sie in Parallel-
prozessen,z.T. zeitlich schon vorher, durchaus auch auBler-
ordentliche Kindigungen unter Hinweis auf eine Beteiligung
der Arbeitnehmer an dem Arbeitskampf susgesprochen hat.

Den Kldgern, deren Klagen gegen die ordentlichen Kiindigungen
infolge Aussetzung noch vor dem Landesarbeitsgericht schweben,
igt zusdtzlich wegen des Arbeitskampfgeschehens noch auBler-
ordentlich gekiindigt worden. SchlieBlich fehlt es fiir eine
etwaige auBerordentliche Kiindigung asuch an einer Anhdrung

des Betriebsrats nach § 102 Abs. 1 BetrVG. Die unter Ziffer

5 der Griinde zu erdrternde Anhdérung des Betriebsrats zu einer
ordentlichen Kindigung ksnn die AnhOrung zu einer statt dessen
ausgesprochenen auBerordentlichen Kiindigung nicht ersetzen
(Fitting-Auffarth~Keiser, aal, § 102 Anm. 8 b; BAG Urteil

vom 12. August 1976 =~ 2 AZR 311/75 ~ [demnéchst] AP Nr. 10
zu § 102 BetrVG 1972).

5. Das lLandesarbeitsgericht ist der Auffassung, der Be-
triebsrat sei in allen Fédllen der ordentlichen Kiindigungen
ordnungsgemédf angehdrt worden und deshalb seien die Kiindi-

gungen nicht schon gemdB § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG unwirk-
sam,
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Dieser Ansgicht vermag der Senat fiir die Kiindigungen
vom 28. Februar 1975 nicht beizutreten. Zwar mag es nicht
entscheidend sein, daB dem Betriebsrat der genaue Kiindi-
gungstermin aum 15. Marz 1975 nicht angegeben wurde. Es
fehlt aber jedenfalls eine ausreichende Unterrichtung des
Betriebsrats iiber die wirtschaftlich- betrieblichen Griinde
fir die geplante Entlassung von mehr als der H&8lfte der
gesamten Belegschaft, In der Betriebsratssitzung vom
14, Februar 1975 unterblieb eine substantielle Erliduterung,
weshalb 50 Arbeitnehmern gekiindigt werden sollte, deren
Namen nicht genannt wurden. Es unterblieb auch die gewiinsch-
te weitere Erorterung der geplanten MaBnahmen mit dem Be-
triebsrat innerhaldb der AnhOrungsfrist von einer Woche,
Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts geniigte
auch die schlichte Mitteilung der Beklagten in deren
Schreiben vom 19. Februar 1975 an den Betriebsrat nicht,
es miilten nunmehr nicht nur, wie in der Betriebsratssitz
vomn 14, Februar 1975 unter Abgehen von den eigenen vor-
herigen Plénen der Beklagten zur Einfiihrung von Khrzarbelt
angekiindigt, 50, sondern stattdessen 100 Arbeitnehmer
entlassen werden, da sich die wirtschaftliche Lage in der
Branche (binnen 4 Tagen !) weiter verschlechtert habe. Ab-
gesehen davon, daB wieder keine Namen genannt wurden, wurde
eine néhere Begriindung filir diese Angaben in Aussicht ge~
stellt, aber erst mit Schreiben der Beklagten vom 28.
Februar 1975 dem Betriebsrat libermittelt. Eine im Umfang
streitige teilweise Wiedergabe dieser Erklédrung erfolgte
frithestens auf der Betriebsversammlung am 24. Februar 1975.
Selbst wenn man von diesem Datum ausgeht, wurde die Wochen-
frist vor Ausspruch der Kiindigung vom 28. Februar 1975 nich
eingehalten. Gegenvorstellungen des Betriebsrats schon in
dessem Schreiben vom 25. Februar 1975 fiihrten insbesondere
zu keiner alsbaldigen Erorterung der Frage, wie denn iiber-
haupt eine Produktion mit 32 gewerblichen Arbeitnehmern
und 23 Angestellten aufrechterhalten werden sollte und
ob Entlassungen nicht durch Kurzarbeit vermeidbar waren.
Der Betriebsrat bestand erkennbar in seinem Schreiben vom
25. Februar 1975 auf einer ausfiihrlichen Erdrterung der
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wirtschaftlichen Lage und der von der Beklagten beabsichtig-
ten Massenkiindigungen. Dazu war die Beklagte bereits nach dem
Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit des § 2 Abs. 1
BetrVG verpflichtet. Es lag also am 28. Februar 1975 noch
keine abschlieBende Stellungnahme des Betriebsrats zu den
vorgesehenen Kiindigungen vor. Demgem#B konnte das Anhérungs-
verfahren unter Beriicksichtigung der Wochenfrist des § 102
Abs. 2 Satz 1 BetrVG friihstens eine Woche nach dem 24. Februar
1975, wahrscheinlich aber erst eine Woche nach Eingang des
Schreibens der Beklagten vom 28. Februar 1975 beim Betriebs-
rat abgeschlossen sein., Somit waren die Kiindigungen vom

28. Februar 1975 zu frih und mangels Ausschopfung der
Anhorungs~ und Erorterungsmoglichkeiten mit dem Betriebs-
rat innerhalb der Wochenfrist unwirksam.,

Hinsichtlich der finf Kiindigungen vom 20. Marz 1975
zum 15. April 1975 fehlen nach den Ausfiihrungen des ILandes-
arbeitsgerichts ndhere Angaben iiber den Geschehensablauf,
insbesondere dariiber, wann und mit welchen Angaben der Be~-
triebsrat angehdrt worden ist und wie der Betriebsrat auf
diese Mitteilung reagiert hat. Nach dem Vortrag dieser
Kléger in ihren Klageschriften ist der Betriebsrat iiberhaupt
nicht gehdrt worden. Da die Beklagte als Arbeitgeber fiir
die Wirksamkeit ihrer Kindigungen darlegungs~ und beweig-
pflichtig ist (Fitting-Auffarth-Kaiser, aa0, § 102 Anm. 8;
vgl. BAG Urteil vom 26. Mai 1977 = 2 AZR 135/76 - [demnéchst ]
AP Nr. 13 zu § 102 BetrVG 1972), sind auch diese Kiindigungen
schon mangels Nachweises der Einhaltung des Verfahrens
nach § 102 Abs. 1 und 2 BetrVG unwirkssm. Der Betriebsrat
war nach dem Arbeitskampfgeschehen ab 1Q. Mérz 1975 auch
nicht generell "funktionsunfdhig'. Er hatte jedenfalls vor
den hier beabsichtigten betriebsbedingten ordentlichen Kiindi-
gungen gehort werden miissen.

Unabhingig davon waren die Kindigungen vom 20. Mérz
1975 nicht durch dringende betriebliche Erfordernisse be~
dingt und deshalb sozial ungerechtfertigt. Die Kiindigungen
dieser Kldger, die Transporte fiir die Beklagte ausfiihrten,
erfolgte mit der Begriindung, daB die Fabrzeuge von Streik-
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posten daran gehindert wlirden, das Werkgelidnde zu be-
fahren. Diese Begriindung kann dazu dienen, daB die Beklagte
die Klidger rechtens z.Zt. nicht beschaftigt und beschafti-
gen kann und unter dem Gesichtspunkt des Betriebsrisikos
eine Iohnzahlung entfdllt, wie im ndchsten Absatz n#her
auszufiihren ist; sie reicht aber nicht aus, bereits zu
diesem friihen Termin - 10 Tage nach Beginn des Arbeits~
kampfes = betriebsbedingte Kiindigungen auszusprechen., Die
weitere Entwicklung war jedenfalls zu diesem Zeitpunkt
durchaus offen und erforderte nicht den Ausspruch von Kiindi-
gungen, die zur endgiiltigen Beendigung der Arbeitsverhdlt-
nisse gefithrt hidtten.

Hingichtlich der Kiindigungen vom 27. Mérz 1975 zum
15. April 1975 geht der Senat zwar davon aus, das Anhorung&w
verfahren nach § 102 Abs. 1 BetrVG sei in ausreichendem
Umfang durchgefiihrt worden. Die Beklagte hatte mit Schrei-
ben vom 19. Mérz 1975, nachdem sie inzwischen wegen des
Arbeitskampfes eine gréBere Anzahl auBerordentlicher Kiindi-
gungen bereits ausgesprochen hatte, dem Betriebsrat unter
Uberreichung einer weiteren Liste zu kiindigender Arbeit-
nehmer mitgeteilt, sie sei infolge der bekannten Ereignisse
der letzten Wochen in eine Existenzkrise geraten und miisse
nunmehr aus dringenden betrieblichen Erfordernissen die
ganze restliche Belegschaft entlassen. Der Betriebsrat wand
sich zwar mit Schreiben vom 21. Mdrz 1975 gegen diese wei-~
teren 55 fristgemdBen Kiindigungen und verlangte die Angabe
der n8heren Kiindigungsgriinde anhand von Unterlagen und der
persdonlichen Daten der Arbeitnehmer und des Termins fiir
die Kiindigungen. Hierauf antwortete die Beklagte nochmals
kurz mit Schreiben vom 26. Mérz 1975. Der Ablauf dieses
Anhorungsverfahrens weist zwar &duBerlich gesehen eine ge-
wisse Ahnlichkeit mit dem des Anhdrungsverfahrens zu den
Kindigungen vom 28. Februar 1975 auf. Aufgrund der inzwischer
ab 10s Mirz 1975 eingetretenen Situation bedurfte es aber
fiir diese 55 ordentlichen Kindigungen vom 27. Mdrz 1975
nicht einer eingehenderen Information und Anhdrung des Be-
triebsrats wie zu den friiheren Kiindigungen. Denn nunmehr
war die Beklagte als Arbeitgeber entschlossen, aufgrund der
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seit dem 10. M&rz 1975 eingetretenen Entwicklung den Betrieb
ganz zu schlieBen. Insoweit bedurfte es auch keiner Uberlegungen
mehr, wie aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Lage der
Betrieb am besten mit eingeschriankter Produktion weitergefiihrt
werden konnte. Sollite der Betrieb geschlossen werden, so er-
ubrigten sich hingichtlich der Anhdérung zu den dadurch be-
dingten weiteren Einzelkiindigungen an sich n#here Informationen
angesichts der vorgesehenen wirtschaftlichen Entscheidungen.
Stattdessen war aufgrund weiterer Beteiligungsrechte des
Betriebsrats und des Wirtschaftsausschusses wegen der ge-
planten Schlieflung des Betriebes nunmehr iiber diese Ent-
wicklung zu verhandeln (vgl. § 106,Abs. 2, Abs. 3 Nr. 6,

§ 111 Nr. 1, § 112 BetrVG).

Kann man demnach das Anhorungsverfahren zu den Einzel-
kiindigungen der restlichen Belegschaft am 27. Marz 1977
als noch ausreichend ansehen, s0 besagt dies doch nichts
uber die Betriebsbedingtheit der Kiindigungen im Sinne des
§ 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG. Diese Betriebsbedingtheit ist in
Ubereinstimmung mit den Griinden des Landesarbeitsgerichts
zu verneinen, so dafB die Kiindigungen vom 27. Marz 1975
sozial nicht gerechtfertigt sind und wie die anderen Kiindi-
gungen nicht zur Beendigung der Arbeitsverhéltnisse ge-
fihrt haben.

Grundsédtzlich ist zwar der Unternehmerentscheidung
vorbehalten, wie ein Betrieb organisiert und gefiihrt werden
8oll, insbesondere auch, ob RationalisierungsmaBnahmen ein-
geleitet oder der Betrieb iliberhaupt geschlossen werden soll.
Die Gerichte kdnnen insoweit nur nachpriifen, ob die Ent-
scheidung etwa gus offenbar unsachlichen Griinden erfolgte
oder gar aus Willkiir (vgl. BAG 16, 134 = AP Nr. 14 zu § 1
KSchG Betriebsbedingte Kiindigung; BAG AP Nr. 22, &aO; BAG
Urteil vom 26, Juni 1975 = 2 AZR 499/74 - AP Nr. 1 zu § 1
KSchG 1969 Betriebsbedingte Kiindigung). Diese Rechtsprechung
greift aber nicht Platz, wenn infolge von ArbeitskampfmafB-
nshmen ein Betrieb stillgelegt werden soll und der Arbeit-
geber hierauf zundchst nicht seinerseits mit Arbeitskampf-
maBnahmen antwortet, sondern lediglich die betrieblichen
Konsequenzen aus dem Kampfgeschehen ziehen will. Dann kann
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er, will er nicht gegen das UbermaBverbot verstoBen, nicht
ohne weiteres der gesamten Belegschaft mit Dauerwirkung
kiindigen, sofern er nicht zugleich RationalisierungsmaB-
nahme ergreift oder beabsichtight, den Betrieb endgiiltig

und ganz zu schlieBen. Das wollte aber die Beklagte Ende
Marz 1975 nicht. In ihrem Schreiben vom 19. Mérz 1975 sprichi
sie von der Existenzkrise, "aus der zur Zeit kein Ausweg
erkennbar ist". Da das tatsédchliche Verhalten der Beklagten
sich schnell #anderte und in sich widerspruchsvoll war,

war zum Kindigungszeitpunkt durchaus noch zweifelhaft,

ob ernstlich eine etwa nicht nur voriibergehende SchlieBiing
des Betriebes seitens der Beklagten beabsichtigt war und
durchgefiihrt werden konnte. Der Betrieb ist ja auch ab Mai
in beschranktem Umfang aufgrund der Betriebsvereinbarung
vom 28, Mai 1975 wieder aufgenommen worden. Es bietet sich
in einer derartigen Situation vielmehr die Moglichkeit an,
kraft der auch von der Revision erwdhnten Betriebsrisiko-
lehre fiir die Dauer des Arbeitskampfes die Entgeltzahlung
zu verweigern.Die Revision vermiflt in diesem Zusammenhang
ein Eingehen des angefochtenen Urteils auf den Vortrag

der Beklagten, zwei Wochen nach Beginn der Werkbesetzung
habe sich die Kundschaft anderweit orientiert, so daB deut-
lich geworden sei, der gesamte Absatz der Beklagten werde
in Zukunft entfallen. Dieses Vorbringen vermag die Ausfiih-
rungen des Landesarbeitsgerichts nicht zu erschiittern. Zum
Zeitpunkt der Kiindigungen vom 27. Mérz 1975, der fiir die
Beurteilung der Sozialwidrigkeit allein mafigebend ist
(Hueck, KSchG, 9. Aufl., § 1 Anm., 154; BAG 20, 345 =

Nr. 1 zu § 1 KSchG Krankheit und BAG 23, 371 = AP Nr. 83
zu § 1 KSchG), lieB sich nicht vorausschauend beurteilen,
ob in Zukunft der gesamte Absatz standig entfallen werde.
Tatsdchlich sind die Geschehnisse auch spater nicht so
abgelaufen. Die Revision verweist weiter auf die kollek-
tive PlanmdBigkeit der rechtswidrigen Aktionen der Arbeit-
nehmerschaft. Diese Frage hat aber bei der Erdrterung der
Grinde fiir eine betriebsbedingte Kiindigung auBer Betracht
zu bleiben. Das lLandesarbeitsgericht stellt iibrigens aus~
driicklich fest, die Klédger dieses Verfahrens seien "nicht
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in diese Aktion verstrickt" gewesen, was wohl heiBen soll,
daB sie bei der Werkbesetzung nicht aktiv hervorgetreten
sind.

Nach Ablauf der Revisionsbegriindungsfrist hat die Beklagte
noch  gerigt, das Landesarbeitsgericht habe zwei schon dem
Arbeitsgericht eingereichte Schriftsétze mit zahlreichen Be-~
weisantritten zur wirtschaftlichen Situation der Beklagten
und der faktischen Unmdglichkeit der Einfiihrung von Kurz-
arbeit Ende 1974/Anfang 1975 nicht beriicksichtigt. Sofern
die Beklagte insoweit eine ProzeBriige der Verletzung des
§ 286 ZPO erheben will, war diese verspédtet und im iibrigen
auf ein Beweisangebot erster Instanz gestiitzt, das im
zweiten Rechtszug nicht erkennbar wiederholt wurde, aber
hétte wiederholt werden miissen (vgl. BAG 14, 206 [211]
= AP Nr.4 zu § 276 BGB Verschulden bei VertragsabschluB;
BAG AP Nr. 11 zu § 11 KSchG). Insoweit die Revision die
Verletzung materiellen Rechts beméngeln sollte, ist dieses
nicht ausdriicklich vom Landesarbeitsgericht erwdhnte Vor-
bringen der Beklagten fiir die Entscheidung des Benats un-
erheblich. Denn die Kiindigungen vom 28. Februar 1975 waren
schon mangels Anhdrung des Betriebsrats unwirksam, die
Kiindigungen vom 27. Mérz 1975 aber wegen der vorzeitigen
SchlieBung des Betriebes in Reaktion auf das Arbeitskampf-
geschehen ab 10. Mdrz 1975, Fir die vorhergehenden Kindi-
gungen vom 20. Mdrz 1975 war gleichfalls nicht die allge~
meine wirtschaftliche Lage der Kindigungsgrund.

6. Einige der Klédger genieBen einen besonderen Kiindi-
gungsschutz. Deren Kindigungen, durchweg vom 27. Mdrz 1975,
waren ~ wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ausfiihrt -
schon wegen VerstoBes gegen diese Sonderbestimmungen un-
wirksam. Die Kiindigung der schwerbehinderten Kléger P

Sch (Kindigung. vom 28, Februar 1975) H ’

K s M ist nach den zutreffenden Ausfiihrun-
gen des angefochtenen Urteils bereits mangels Zustimmung
der Hauptfiirsorgestelle gem. § 12 SchwbG in Verbindung mit
§ 134 BGB nichtig. Erst am Tage der Kiindigungen vom 27, Mérz
1975 hat die Beklagte iiberhaupt die Zustimmung der Haupt-
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firsorgestelle beantragt. Nach dem eindeutigen Wortlaub
des § 12 SchwbG bedarf es jetzt der vorherigen Zustimmung
der Hauptfiirsorgestelle zu jeder Kiindigung des Arbeitsver-
hdltnisses eines Schwerbehinderten (vgl. BAG Urteil vom
17. Februar 1977 -~ 2 AZR 687/75 = AP Nr. 1 zu § 12 SchwbG,
bestidtigt durch Urteil vom 20, Oktober 1977 -« 2 AZR 770/76 =
zur Veroffentlichung in AP vorgesehen und fiir die Amtliche
Sammlung bestimmt ). An diesem Erfordernis dndert entgegen
der Auffassung der Revision die Einschrankung der Ermessens-~
entscheidung der Hauptfiirsorgestelle bei Betriebseinschréink-
ungen oder ~stillegungen nach § 16 SchwbG nichts, ebenso-
wenig die Sollvorschrift des § 18 Abs., 4 SchwbG, die Haupt=-
firsorgestelle solle die Zustimmung erteilen, wenn die
Kindigung aus einem Grund erfolge, der nicht im Zusammen-
hang mit der Behinderung stehe.

[, YONY SIPMUTE]

E)ic]

Die Kléager B s BL , Glinter D s KO 5
P (zugleich Schwerbehinderter) und S waren:
Betriebsratsmitglieder und demnach vorher Wahlbewerber :
fiir die Betriebsratswahl vom 21. Marz 1975, deren Ergebnis -
am 24, Marz 1975 bekanntgemacht wurde. Diesen Arbeitnehmern:
wurde am 27. Mérz zum 15. April 1975 gekiindigt. Es
kann dahinstehen, ob am 27, Mérz 1975 die Amtszeit des
neuen Bebriebsrats bereits begonnen hatte oder nicht, und
ob die betroffenen Betriebsratsmitglieder auch schon dem
friiheren Betriebsrat angehorten. Jedenfalls waren sie als
Wahlbewerber und zukiinftige Betriebsratsmitglieder im Er~
gebnis ebenso geschiitzt wie amtierende Betriebsratsmitglie-
der. Das gilt auch fiir die nicht gew#dhlten Wahlbewerber
Pe (Kiindigung vom 28. Februar 1975) und V (Kindi-
gung vom 27, Mérz 1975). Wie unter 4. ausgefiihrt, handelt
es sich sowohl bei den Kiindigungen vom 28. Februar 1975
als auch den Kiindigungen vom 27. Mérz 1975 um ordentliche,
nicht um auBerordentliche Kiindigungen. Diese sind gegen-
ilber amtierenden Mitgliedern des Betriebsrats und Wahlbe-
werbern vom Zeitpunkt der Aufstellung der Wahlvorschlige
an bis zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses und innerhalb
von sechs Monaten danach grundsétzlich unzulédssig (§ 15
Abs, 1 Satz 1, Abs. 3 KSchG). Demnach waren diese Kiindi-
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gungen nach § 15 Abs. 1, Abs, 3 KSchG i.V. mit § 134 BGB
ohne weiteres nichtig, wie das Landesarbeitsgericht zu -
Recht ausfiihrt, es sei denn, es ldge ein Fall der Still=-
legung des ganzen Betriebes oder einer Betriebsabteilung
gendB § 15 Abs. 4, 5 KSchG vor. Aber auch die Voraussetzun-
gen dieses Ausnahmefalles hat das Landesarbeitsgericht im
Ergebnis zu Recht als nicht gegeben angesehen. Zwar ist es
richtig, wie die Revision hervorhebt, daB eine Stillegung
auch dann angenommen werden kénnte, wenn noch einzelne Ar-
beitnehmer mit Abwicklungs-~ oder Wartungsarbeiten weiterbe-
schéftigt werden (BAG Urteil vom 17. September 1957, AP Nr.
8 zu § 13 XSchG), wie die§ schlieBlich auch aufgrund der Be-
triebsvereinbarung zwischen der Beklagten und dem neuen
Betriebsrat am 28, Mai 1975 geschehen ist. Die Argumentation
des Landesarbeitsgerichts ist insoweit nicht zwingend. Am
27. Mdrz 1975 war asber noch nicht einmal abzusehen, ob es
tatséchlich und vor allem auch rechtlich gesehen zu einer
nicht nur veribergehenden Stillegung, mit bedingt durch die
Werkbesetzung, kommen wiirde. Die Beklagbe wollte zun#ichst auf
die aktuelle Situation im Befrieb reagieren, aber nicht den
Betrieb endgiiltig schlieBen (siehe die Ausfiihrungen unter
Ziff. 5 der Griinde). In einer derartigen Situation ist

die weitere Funktionsféhigkeit des Betriebsrats mit seiner
sozialen Schutzfunktion zu Guunsten der Belegschaft von ent-
scheidendem Gewicht (BAG Urteil vom 29, Mirz 1977 - 1 AZR
46/75 = [demn#chst ] AP Nr. 11 zu § 102 BetrVG 1972)., Dann
konnte aber den Betriebsratsmitgliedern jedenfalls noch
nicht zum 15, April 1975 mit den ordentlichen Kiindigungen
vom 27. Mirz 1975 gekilindigt werden. Auch der nachwirkende
Kindigungsschutz fiir nicht gew#hlte Wahlkandidaten bestand
fort.

gezZ.: Dr., Miiller Ir, Auffarth Bichler
Hirschmann Schwarz
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	Mit Schreiben vom 27» März 1975 kündigte die Beklagte weiteren 55 Arbeitnehmern fristgemäß. In den Kündigungsschreiben ist ausgeführt:
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